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ve rwe nd ba rkeits nac hweise f ü r Ra uc ha ble itu n gsöffn u n gen
gemäß DIN EN 12101-2

Sehr geehrter Herr Dr. Brauer,

sehr geehrter Herr Crauser,

. mit Schreiben vom 05.01 . und 1 2.01 .2OOg hatten Sie mir zwei Mittei lungen der obersten
Bauaufsichtsbehörden aus Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen übersandt und
mich darauf hingewiesen, dass die darin enthaltenen Aussagen über einen möglichen
Verzicht auf Rauchabzugsgeräte nach DIN EN 12101-2 auf der Basis der jeweiligen
Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten im Widerspruch
stünden zum Inhalt meines schreibens vom 04.02.2007 an den ZVEI.

Tatsächlich ist ein solcher Widerspruch jedoch nicht vorhanden. In meinem Schreiben an
den ZVEI hatte ich ausgeführt:

"wo die (allgemeine) Forderung nach einer Rauchabteitung etwa dahingehend konkretisierl
rst, dass zur Rauchableitung ausschtießtich bestimmte (geometrische) öffnungsftächen zür

B A Y E R I S C H E S  S T A A T S M I N I S T E R I U M  D E S  I N N E R N
F R A N z - J o S E F - S T R A U S S - R I N G  4 ,  8 0 5 3 9  M Ü N c H E N

TELEFON: (0 89) 21 92-34 86, TELEFAX: (o 89) 2t s2_1 34



- 2 -

Verfügung stehen müssen, bedingt dies nach Auffassung der Fachkommission Bauaufsicht
nicht zwingend den Einsatz einer Rauch- und Wärmeabzugsanlaqe und damit von Geräten
nach DIN EN 12101-2 als Komponenten dieser Anlaoe.

Anders tiegt der Fall dort, wo eine bauordnungsrechtliche Anforderung den Einsatz einer
Rauch- und Wärmeabzugsanlaqe konkret vorschreibt (wie 2.8. $ 76 Äbs. 3 der Muster-
Versammlungsstättenverordnung). Wird diese Anforderung durch die Errichtung einer natür-
lichen Rauch- und Wärmeabzugsanlage umgesetzt, müssen natürtiche Rauch- und Wärme-
abzugsgeräte als Komponenten dieser Anlage gemäß Bauregelliste B Teil 1 lfd. Nr. 1.1.17
der DIN EN 12101-2 entsprechen."

In den Versammlungsstättenverordnungen aus Baden-Württemberg und Nordrhein-

Westfalen wird der $ 16 Abs. 3 der Muster-Versammlungsstättenverordnung, auf den ich

als Beispiel für die bauordnungsrechtl iche Anforderung nach einer Rauch- und Wärme-

abzugsanlaqe verwiesen hatte, wortgleich übernommen. Die Pfl icht zur Errichtung einer

Anlaqe (deren Komponenten, soweit es sich um natürl iche Rauch- und Wärmeabzugs-

geräte handelt, dann in der Tat der DIN EN 12101-2 entsprechen müssen) besteht dem-

nach erst für Versammlungsräume mit einer Fläche von mehr als 1.000 m2.

Unterhalb dieser Größenordnung genügen nach beiden Landesverordnungen - wie

ebenso nach $ 16 Abs. 2 der Muster-Versammlungsstättenverordnung - Rauchablei-

tungsöffnunqen mit einer bestimmten (geometrischen) Öffnungsfläche. Dass al lein diese
Anforderung nach Auffassung der Fachkommission Bauaufsicht gerade nicht den Ein-

satz von Geräten nach DIN EN 1.2101-2 bedingt, hatte ich auch in meinem Schreiben an

den ZVEI gesagt.

Vor diesem Hintergrund vermag ich

in Bezug auf die lv'iustervorschriften

einen Widerspruch zwischen meinen Ausführungen

deTARGEBAU und der erfoigten Umsetzung in Lan-

nicht zu erkennen.in den vorl iegenden Fällen

freundlichT Grüßen

t.^. \ '/

i tender Ministerialrat
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Ft ysrwend barkeitsnachweise von Rauchableitu ngsöffnu ngen

lhr Schreiben vom 21.05.2008 -  2.5-10 CR

Sehr geehrte Damen und Herren,

vieten Dank für lhr Schreiben, in dem Sie anfragen, ob für Rauchableitungsöffnungen
im Sinne von S 16 Abs. 2 VStättVO ein Veruendbarkeitsnachweis erforderlich ist.

Zur Beurteilung haben Sie uns eine Stellungnahme des Ministeriums'für Bauen und
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2007 zugesandt. Die darin ge-

troffene Feststellung, dass Rauchableitungsöffnungen zur Entrauchung von Ver-
sammlungsräumen im Sinne von S 16 Abs. 2 VStättVO keines Verwendbarkeits-
nachweises bedürfen, wird auch in Baden-Württemberg entsprechend interpretiert.

Wir hoffen, lhnen mit dieser Information geholfen zu haben.

Mit freundlichem Gruß

ffiA,-w]A
Baden-Wtirttem
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Definition von natürlich wirkenderr Rauch- und Wärmeabzugsgeräten
(NRWG) im Zusammenhang mit den Forderungen der Landesbauordnung;
I hre Anfrage vom { 2.06.2007

Sehr geelrrte Darnen und Herren.

mit Schreiben vom 12.06.2007 hatten Sie an alle Obersten Bauaufsichisbehörden

der Länder die Frage gestellt, ob sich aus den Anforderungen der Landssbauord-

nung zur Rauchableitung automatisch die Fordetung nactr einer Venruendung von

Bauprodukten gemäß der Bauproduktenrichtlinie - hier speziell der Verwendung

von natürlichen Rauch- und Wärmeebzugsgeräten entsprechend der DIN EN

1210',-Z - ergibt,

Die Vertrater der Länder sind daraufhin übereingekommen. die Beanlworlung Jhrer

Frage durch die Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz (ARGE-

BAU) vorzunehrnen, in deren Nanren jch lhnen Folqendes mitt€ilen darf:

F A Y F R I S C I I L S  S I A A I S M I N I S I  b H I U M  D k s  T N N F R N
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Wird bauordnungsrechtlich die Anforderung nach einer Rauchableitung erhoben,
folgt daraus allein nicht zwingend. dass dort Prodr.rfte nach DIN EN 12101-2 (also

Rauch- und Wärmeabzugsgerate. die Komponenten von Rasch- und \llirn:eal>-
zuosanlaoerJ sind) eingeselZ werden müssen

Wo die (allgerneine) Forderung nach einer Rauchableitung etwa dahirqehend

koltkretisiert ist, dass zur Reuchableitung ausschließlich bestirnmte (geometri-

sche) Öffnungsflächen zur Verfügung $tehen müssen, bedingt dies nach Auffas-

sung der Fachkommission Bauaufsicht nicht zwingend den Einsatz einer Rauch-

und Wärmeabzugsanlag und damit von Geräten näch DIN EN 12101-2 als Konr-
ponenten dieserAnlage

Anders liegt der Fall dort, wo eine bauordnungsrechtliche Anforderung den Einsaü

einer Rauch- und Wärmeabzugsglgg konkret vorschreibt (wie z. B. S 16 Abs, 3

der Muster-Versammlungsstättenverordnung). Wird diese Anforderung durch die

Errichtung einer natürlichen Rauch- und Wärmeabzugsanläge urngesetzt, müssen

natürliche Rauch- und Wärmeäbzugsgeräte als Kornponenten dieser Anlage ge-

rft iß Bauregell iste B Teil  1 l ld. Nr. 1.1.17 der DIN EN 12101-2 entsprechen.

freundlchTn Grtlßen

äde
Ltd.  Min is ter ia i rat
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Anfrage zur Verfahrensweise hinsichtl ich EN 12101 Teil  2;

lhr Schreiben vom 10.03.2006

Sehr geehile Darnen und Herren,

mit Schreiben vom 10.03.2006 hatten Sie sich an den Vorsitzenden der Fachkommission

Bauaufsicht gewandt und um Klärung einiger Fragen zur derAnwendbarkeit der EN 12101-2

gebeten. lm Namen der Projektgruppe Brandschutz der Fachkommission Bauaufsicht, die

sich in ihren letzten Sitzungen mit lhren Fragen befasst hat, kann ich lhnen Folgendes rnittei-

len:

Für Herstel ler von Rauchabzugsanlagen ist nach Ablauf der Koexistenzphase die Norm DIN

EN 121O1-2 die zu beachtende technische Regel. Dies bedeutet jedoch nicht, dass diese

Anlagen bauordnungsrechtl ich regelmäßig verlangt würden. Zu lhren Fragen bezüglich der

Rauchableitung aus notwendigen Treppenfäumen und aus Aufzugschächten vertriti die Pro-

jektgruppe Brandschutz die Auffassung, dass bauordnungsrechtlich eine Verpflichtung zur

Anwendung der EN 12101-2 auf die zur Rauchableitung eingesetzten Produkte nicht be-

steht.



ln beiden Fällen wird durch die Musterbauordnung (MBO) keine 'Rauch- und Wärmeab-
zugsQ1J-Age"verlangt, sondern entweder "Fenster, die geöffnet werden können', ($ 35 Abs. g

Satz 2 MBO) oder eine "Öffnung zur Rauchableitung" ($ 35 Abs. 8 Satz 3 und $ 39 Abs. 3
Satz 1 MBO). Wo bauordnungsrechtl lch keine "Anlagen" geforded sind, müssen auch etwai-
ge Öffnungsverschlüsse (Fenster oder Klappen) keine "Geräfe" im Sinne der EN 121e1-z
(nämlich "Komponenten von Rauchabzugsanlagen,) sein.

Eine Unterscheidung zwischen Treppenräumen je nach Gebäudetyp kennt die Musterbau-
ordnung nicht" Das schließt nicht aus, dass einzelne Sonderbauverordnungen weitergehen-
de Anforderungen stel len.

Wo bauordnungsrechtlich bestimmte Wede für die Flächen von Offnungen vorgegeben wer-
den (wie etwa in den o. g. Regelungen "öffnungen mit einem freien euerschnitt von ...m2'\,
ist von einer geometrischen Fläche auszugehen.

Zu lhrer Frage nach der Verbindlichkeit der EN 121 01-2 für Rauchabzugsanlagen al lqemein
bzw. nach etwa erforderlichen Verwendbarkeitsnachweisen beiAbweichungen von der Norm
geben wir lhnen nachfolgend einen Auszug aus einer entsprechenden Information des Deut-
schen lnsti tuts für Bauteehnik wieder:

"Für natürliche Rauchabzugsgeräte liegt die nationale Norm DtN EN 12101- 2 vor, in die die
harmonisierte Norm EN 12101-2 umgesetzt worden ist. Bauprodukte nach dieser techni-
schen Spezifikation dürfen nach Auffassung der Europäischen Kommission nach Abtauf der
Koexistenzperiode am 1.9.2006 nur noch in den Verkehr gebracht werden, wenn diese die
CE- Kennzeichnung aufweisen. DtN EN 12101-2 ist in der Bauregeiliste B Teit 1 unter der
lfd. Nr. 1 .17.1 aufgeführt. Für natürtiche Rauchabzugsgeräte, die nicht DIN EN 12101-2 ent-
sprechen, kann entweder die Erteilung einer europäischen technischen Zulassung nach dem
Bauproduktengesefz oder die Erteitung einer allgemeinen bauaufsichilichen Zulassung nach
den Landesbauordnungen beim Deutschen lnstitut für Bautechnik beantragt werden. Nach
den Landesbauordnungen besteht zudem die Möglichkeit, eine Zustimmung im Einzetfalt bei
der Obersten Bauaufsichtsbehörde des Landes zu beantragen, in dem die Baumaßnahme
stattfindet. ln diesen Fällen ist die ieweitige gesamte Rauchabzugskonstruktion hinsichttich
i h re r F u n ktionsfäh ig keit zu beurteile n.1'

Mit freundlichen Grüßen
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